
Während der Moskauer Verhandlungen erließ der 
Ministerrat der UdSSR einen Beschluß „Über die Auf­
lösung der Hohen Kommission der UdSSR in Deutsch­
land“, in dem es heißt:

„Im Zusammenhang damit, daß in der Deutschen 
Demokratischen Republik die Beschlüsse des Kon- 
trollrats in Deutschland bezüglich der Umgestal­
tung des gesellschaftlichen Lebens auf friedlicher 
und demokratischer Grundlage verwirklicht worden 
sind und unter Berücksichtigung der in der Deut­
schen Demokratischen Republik bestehenden Ge­
setzgebung3), die ein weiteres Inkraftbleiben der 
erwähnten Beschlüsse überflüssig macht, hat der 
Ministerrat der UdSSR beschlossen, daß die in den 
Jahren 1945 bis 1948 in Ausübung der Besatzungs­
rechte der vier Mächte vom Kontrollrat in Deutsch­
land erlassenen Gesetze, Direktiven, Befehle und 
anderen Verordnungen auf dem Gebiet der Deut­
schen Demokratischen Republik ihre Gültigkeit 
verlieren.“4 5)

Dieser Beschluß der Sowjetregierung steht in unmit­
telbarem Zusammenhang mit dem Art. 1 des Staats­
vertrages, der die uneingeschränkte Souveränität der 
Deutschen Demokratischen Republik feststellt. Neben 
der bis dahin bestehenden Funktion des Hohen Kom­
missars, war es die Kontrollratsgesetzgebung, die einer 
vollen Auswirkung der Souveränität noch entgegen­
stand. (Wir erinnern dabei daran, daß die Aufhebung 
der Befehle und Anordnungen der SMAD bereits in 
unmittelbarem Zusammenhang mit der zunächst ein­
seitigen Übertragung der Souveränität auf die Deutsche 
Demokratische Republik am 25. März 1954 erfolgt 
war.)6) Die Aufhebung der Kontrollratsgesetzgebung 
wird sowohl mit der allgemeinen Entwicklung in der 
Deutschen Demokratischen Republik wie auch im be­
sonderen damit begründet, daß die bestehende Gesetz­
gebung in der Deutschen Demokratischen Republik ihr 
Weiterbestehen überflüssig mache.

Diese Feststellung lenkt den Blick auf die Entwick­
lung der Gesetzgebung seit 1945. Wir müssen dabei an­
erkennen, daß die in der Zeit von 1945 bis 1948 erlasse­
nen Gesetze des Kontrollrats von großer Bedeutung für 
den Aufbau einer neuen Ordnung in Deutschland wa­
ren. Zu ihnen gehören einmal Gesetze, die das faschi­
stische Recht beseitigten und mit der Durchführung der 
in ihnen angeordneten Maßnahmen ihre Aufgabe er­
füllt hatten, zu ihnen gehören aber auch Gesetze, die 
wichtige Bereiche des Lebens unter Beseitigung der 
Hitlergesetzgebung entsprechend den Grundsätzen des 
Potsdamer Abkommens neu regelten, wie das Ehegesetz 
(KRG Nr. 16), das Wohnungsgesetz (KRG Nr. 18), das 
Arbeitsgerichtgesetz (KRG Nr. 21). Wir können an­
nehmen, daß bei der Schaffung dieser Gesetze gerade 
auch der sowjetische Vertreter im Kontrollrat eine be­
deutende Rolle gespielt hat. Im Laufe der Festigung 
der demokratischen Ordnung, insbesondere aber auch 
mit der Entstehung der Deutschen Demokratischen 
Republik traten neben die Gesetze des Kontrollrats in 
zunehmendem Maße bereits deutsche Gesetze, z. B. das 
Staatsanwaltschaftsgesetz und das Gerichtsverfassungs­
gesetz vom Jahre 1952 an die Stelle des Kontrollrats- 
gesetzes Nr. 4. Soweit für die bisher durch Kontrollrats- 
gesetze geregelten Rechtsgebiete noch keine Gesetze in 
der Deutschen Demokratischen Republik in Kraft ge­
setzt sind, liegen bereits weitgehende Vorarbeiten vor, 
die die wenigen Lücken, die durch die Aufhebung der 
Kontrollratsgesetze eingetreten sind, schnell ausfüllen. 
Allerdings kommt es nicht nur darauf an, durch jetzt 
zu schaffende neue Gesetze Lücken auszufüllen, son­
dern es sind zugleich solche Gesetze zu schaffen, die der 
Aufgabe unseres Staates, die Grundlagen des Sozia­
lismus aufzubauen, in vollem Umfange dienen. Wir 
hatten kürzlich«) darauf hingewiesen, daß vor allem auf 
dem Gebiet des materiellen Rechts der Übergang zum 
planmäßigen Aufbau der Grundlagen des Sozialismus

3) Das ln den Presseveröffentlichungen an dieser Stelle 
stehende Wort „Gesetzlichkeit“ entspricht nicht dem Original­
text.

4) „Neues Deutschland“ vom 21. September 1955 (Nr. 221).
5) vgl. „Tägliche Rundschau“ vom 7. August 1954.
«) vgl. Staat und ReCht 1955, Heft 3. S. 366.

sich weniger in der Gesetzgebung als in der Rechts­
praxis widerspiegelte und daß besonders die Recht­
sprechung an der Schaffung der „neuen Gesetzlichkeit“ 
wirkte. Nunmehr wird der neue Abschnitt unserer Ge­
schichte auch dadurch gekennzeichnet sein, daß, wie 
Walter Ulbricht in Moskau erklärte, jetzt die Zeit dafür 
gekommen ist, daß' „die Volksgesetzgebung voll ihre 
Rechte ausübt“. Im Zusammenhang mit unseren bereits 
vorhandenen und den schon weitgehend vorbereiteten 
neuen Gesetzen muß man jedoch darauf hinweisen, 
daß dieser Entwicklung unserer Gesetzgebung die Festi­
gung unserer demokratischen Gesetzlichkeit entspricht. 
Insoweit ist der festgestellte Übersetzungsfehler: Ge­
setzgebung — Gesetzlichkeit keineswegs sinnentstellend. 
Wir können gerade in diesem Zeitpunkt weitere Er­
folge in der Festigung unserer Gesetzlichkeit feststellen 
wie auch unmittelbare Folgerungen für die Richtung 
ziehen, in der sich unsere, Bemühungen zu ihrer 
weiteren Festigung vor allem zu bewegen haben. Die 
Auswertung der Rechtsprechung im 1. Halbjahr 1955 
hat ein fortgesetzes Sinken unserer gesamten Krimi­
nalität um 14,3% gegenüber dem Stand von 1954 er­
geben. Das bedeutet, daß heute die Kriminalität in der 
Deutschen Demokratischen Republik nur noch 56% des 
Standes der Kriminalität von 1949 beträgt. Wir können 
mit Genugtuung feststellen, daß die Statistik einen be­
sonders starken Rückgang aller Fälle von Gewalttätig­
keit und Rowdytum zeigt und daß auch die Kriminalität 
der Jugend weiter, nicht nur relativ, sondern auch abso­
lut, zurückgegangen ist. Zugleich gibt uns diese Fest­
stellung aber auch Hinweise, wo unsere Arbeit zu ver­
stärken ist. Innerhalb der allgemein stark sinkenden 
Kurve nehmen die Wirtschaftsverbrechen und die Ver­
brechen gegen das Volkseigentum wesentlich weniger 
ab. Der relativ große Anteil der Verurteilungen wegen 
Wirtschaftsverbrechen fällt insbesondere auf im Ver­
gleich zu der starken Abnahme der Verurteilungen 
wegen Spionage und Sabotage. Der Gegner versucht, 
seine Schädlingstätigkeit enger in die unmittelbare Tätig­
keit der Wirtschaftsorgane zu verlegen, weil er glaubt, daß 
seine Machenschaften dort weniger leicht entdeckt werden 
könnten. Das Ansteigen der Zahl der vor den Gerichten 
verhandelten Wirtschaftsverbrechen zeigt, daß diese 
Spekulation wenig Erfolg verspricht und daß auch 
Schädlinge in der Wirtschaft von unseren Organen 
schnell entdeckt und ihrer Strafe zügeführt werden. 
Daß die Verbrechen gegen das Volkseigentum eine ge­
wisse Zunahme zeigen, weist darauf hin, daß gerade 
auf diesem Gebiet die Überzeugungs- und Erziehungs­
tätigkeit auch durch die Justizorgane in der letzten 
Zeit stark vernachlässigt worden ist. Der Hinweis, der 
nach dem 17. Plenum des Zentralkomitees gegeben 
wurde, die politische Massenarbeit vor allem auch in 
den Dörfern durchzuführen, brachte eine Unter­
schätzung dieser Arbeit in den Betrieben, vor allem 
den Großbetrieben, mit sich. Sie muß nunmehr ver­
stärkt aufgenommen werden mit dem Ziel, zur 
weiteren Erziehung der Werktätigen zur Einhaltung 
der Gesetzlichkeit, Staatsdisziplin und sozialistischen 
Arbeitsmoral beizutragen. Auf einer Arbeitstagung, die 
am 27. September 1955 im Ministerium der Justiz statt­
fand, wurde als besondere Aufgabe für das 4. Quartal 
gerade für dieses Gebiet u. a. gestellt:

1. Eine Direktorentagung beschäftigt sich ausschließ­
lich mit der Rechtsprechung in Fragen des Volks­
eigentums bei den Kreisgerichten.

2. Justizausspracheabende in Betrieben sind zu ver­
stärken, vor allem in solchen volkseigenen Betrie­
ben, in denen sich Nachlässigkeit und Mißachtung 
gegenüber dem Volkseigentum zeigen.

Bei allen diesen Aufgaben wird der Nationalen Front 
des demokratischen Deutschland eine wichtige Rolle 
zukommen. Es wird sich auch empfehlen, daß die Organe 
der Justiz bei Justizaussprachen, Insbesondere solchen, 
die in Wohnbereichen und Gemeinden stattfinden, die 
Nationale Front, mit der ja bereits anläßlich der 
Schöffenwahl gute Beziehungen hergestellt wurden, 
weitgehend heranziehen.

Die Feststellung der Existenz der beiden deutschen 
Staaten und der Voraussetzungen für ihre Wiederver­
einigung führt zu der Erkenntnis, daß die Wiederver­
einigung nur das Ergebnis eines langen und nicht ein-
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